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Übertragung des handschriftlichen Teiles: 

 

„Bad Dürkheim, d. 11.7.45 

Betreff: Antrag auf Entschädigung für erlittene Gefängnisstrafe  

An das Bürgermeisteramt Dürkheim 

 

Am 11. August 1936 bin ich verhaftet worden, weil ich Hitler einen Schuft geheißen habe. In 

der Verhandlung vor dem Sondergericht Frankenthal am 4. Oktober 1936 bin ich deswegen 

zu 5 Monaten Gefängnis verurteilt worden und am 15. Januar 1937 aus dem Gefängnis 

entlassen. Für die ausgestandenen seelischen Leiden und Schädigung an meiner Gesundheit 

und im Geschäft beantrage ich eine Entschädigung von 5.000 M. oder eine monatliche Rente 

von 150 M. Ich bin 75½ Jahre alt und wegen meiner offenen Gegnerschaft zu Hitler dauernd 

geschädigt worden.  

Paul Soyka, Schuhmachermeister, Bad Dürckheim, Eichstr. 9 

 

Wenn nicht zuständig bitte weiter zu leiten.“  

 

Kommentar 

Auf Anweisung der französischen Besatzungsmacht wurden bei den Stadt- und 

Kreisverwaltungen „Ämter für kontrollierte Vermögen“ eingerichtet, welche das Vermögen 

von NS-Funktionären und vom NS-Regime geraubtes Vermögen sperren sollten, damit deren 

Rückerstattung an die rechtmäßigen Besitzer möglich sein könnte. Parallel dazu wurden 

„Stellen für die Betreuung der Opfer des Faschismus“ eingerichtet, welche die jetzt aus den 

Gefängnissen und Lagern heimkehrenden Überlebenden unterstützen sollten. Über 4.500 im 

Landesarchiv Speyer verwahrte Fallakten der Betreuungsstellen dokumentieren diese 

Situation. 


